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Die Abgeordneten zum Nationalrat stoisits, Freundinnen und 
Freunde haben am 14. Juli 1994 unter der Nr. 6985/J an mich 
eine schriftliche parlamentarische Anfrage betreffend die 
Ergebnisse einer vom Bundeskanzleramt in Auftrag gegebenen 
Studie über die kroatische Volksgruppe im Burgenland gerichtet, 
die folgenden Wortlaut hat: 

Gll. seit wann sind dem Bundeskanzleramt die Resultate der 
genannten empirischen Untersuchung bekannt? 

2. Wie lauten die genauen Resultate der Untersuchungen? 

3. Die unterfertigten Abgeordneten ersuchen Sie hiermit, dem 
Grünen Klub im Parlament umgehend alle dem Bundeskanzleramt 
aus der genannten Studie vorliegenden Resultate zu über­
mitteln. Sind Sie dazu bereit? 
a) Wenn nein, wie begründen Sie ihre ablehnende Haltung? 

4. Gedenken Sie in Hinkunft bei der Normierung der einzelnen 
Beiratsmitglieder sowie bei der Verteilung der Volksgruppen­
förderung auf die Resultate der genannten Untersuchung 
Rücksicht zu nehmen? 

5. Können Sie sich vorstellen, daß jene-Organisationen, von 
denen sich nur sehr wenige Volksgruppenangehörige vertreten 
fühlen, in Zukunft entsprechend weniger sitze im Volks­
gruppenbeirat und weniger an Volksgruppenförderung erhal­
ten?UV 
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Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Einleitend ist zu bemerken, daß von der unzutreffenden 
Prämisse ausgegangen wird, die gegenständliche Studie wäre bis 
Juli 1994 fertigzustellen. Tatsächlich war dieser Termin als 
Fertigstellungstermin nie vorgesehen. Wie in mehreren sitzungen 
des Volksgruppenbeirats für die kroatische Volksgruppe, zu 
denen die erstgenannte Fragestellerin gemäß § 4 Abs. 5 Volks­
gruppengesetz von den Grünen entsandt worden war, festgelegt 
worden ist, war zunächst für Juli 1994 lediglich an die Vorlage 
eines Zwischenberichts gedacht. In der Folge ging der Beirat 
jedoch von diesem Termin ab, nicht zuletzt im Hinblick darauf, 
daß der Beirat die Frage der Gestaltung dieser Studie erst im 
Mai 1994 in detaillierten und ausführlichen Beratungen abschlie­
ßend behandelt hatte. 

Zu den Fragen 1 bis 3: 
Wie in der Einleitung dargelegt, liegen derzeit noch keine 
Resultate vor. 

Zu den Fragen 4 und 5: 

Ob die Studie so genaue Ergebnisse dahingehend liefern wird, 
daß daraus die Zustimmung für einzelne Volksgruppenorganisa­
tionen aus der Volksgruppe abgeleitet werden kann, vermag ich 
vorweg nicht zu beurteilen. Sicherlich werden die Ergebnisse 

dieser Studie aber für die Gestaltung der künftigen 
Volksgruppenpolitik ein wichtiges Element darstellen. 

6974/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)2 von 2

www.parlament.gv.at




